
 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 

I. Bundesgesetzblatt 
 

BGBl II 16/2024 

Verordnung des Bundesministers für Inneres, mit der die Nebenbeschäftigungsverordnung – Inneres geändert wird. 

 

II. Verwaltungsgerichte 
 

Oberösterreich: 21.12.2023, LVwG-702718/6/ER 

SPG. So kann unter aggressivem Verhalten auch ein "sowohl in der Sprache als auch in der Bewegung der 

gebotenen Ruhe entbehrendes, mit ungewöhnlicher Heftigkeit verbundenes Verhalten" angesehen werden. In 

diesem Sinne reicht nach ständiger Rechtsprechung bereits allein das "Schreien mit einem Aufsichtsorgan" auch noch 

nach erfolgter Abmahnung zur Erfüllung des Tatbestandes aus.  

Wie sich aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt, hat sich der Bf während der Amtshandlung gegenüber dem Polizisten 

schreiend und gestikulierend geäußert und hat sich ihm gegenüber drohend aufgebaut. Der Polizist hat den Bf wiederholt 

aufgefordert, sein Verhalten einzustellen. Aufgrund der lautstark vorgebrachten und damit unverhältnismäßigen 

Äußerungen des Bf in Kombination mit seiner inadäquaten Gestik muss jedenfalls die Aggressivität des Verhaltens des Bf 

gegenüber dem Beamten bejaht werden. 

 

Niederösterreich: 23.11.2023, LVwG-AV-2585/001-2023 

FSG. Bei Anordnung einer besonderen Maßnahme nach § 30b FSG ist jene zu wählen, die für den Betroffenen am 

besten geeignet ist, sich mit seinem Fehlverhalten auseinanderzusetzen, sich die Gefahren im Straßenverkehr bewusst 

zu machen und durch entsprechende Bewusstseinsbildung, auch im Hinblick auf die Notwendigkeit einer 

unfallvermeidenden defensiven Fahrweise und die fahrphysikalischen Grenzen beim Betrieb eines Kraftfahrzeuges, einen 

Rückfall in weitere Verkehrsverstöße zu vermeiden. 

 

 

 

 

AUSGABE 4/2024  26.01.2024 

https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_16/BGBLA_2024_II_16.pdfsig
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2024_II_16/BGBLA_2024_II_16.pdfsig
https://www.lvwg-ooe.gv.at/Entscheidungen/2023/702718_6.pdf
https://www.lvwg-ooe.gv.at/Entscheidungen/2023/702718_6.pdf
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20231123_LVwG_AV_2585_001_2023_00/LVWGT_NI_20231123_LVwG_AV_2585_001_2023_00.pdf
https://ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_NI_20231123_LVwG_AV_2585_001_2023_00/LVWGT_NI_20231123_LVwG_AV_2585_001_2023_00.pdf
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Hinweise 
 
Bundesgesetzblatt: Auswahl aus BGBl I, II und III nach polizeirechtlicher Relevanz. 
Landesgesetzblätter: Auswahl aus den Landesgesetzblättern nach polizeirechtlicher Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Auswahl an relevanten „Gesetzgebungsakten“. 
Verfassungsgerichtshof, Verwaltungsgerichtshof: Schlagwortartige Aufbereitung von Erkenntnissen und Beschlüssen mit 

polizeirechtlichen Schwerpunkten (insb Sicherheitsrecht, Strafprozessrecht, Waffen- und Waffengebrauchsrecht, 
Versammlungswesen, sonstige Sicherheitsverwaltung, StVO, KFG, FSG, sonstige Exekutivbefugnisse, Dienst- und 
Disziplinarrecht). 
Verwaltungsgerichte erster Instanz: wie VwGH und VfGH, jedoch beschränkt auf eine Auswahl nach Maßgabe polizeirechtlicher 

Relevanz. 
Oberster Gerichtshof, Oberlandesgerichte: Auswahl polizeirechtlich relevanter Urteilen und Beschlüsse, insb zu StGB und 

StPO). 
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